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Interkantonales Armenrecht.

Baselstadt contra Solothurn. — Fürsorgepflichten für erkrankte, nicht transport¬
fähige Bürger anderer Kantone.

Auf Grund eines im Jahre 1875 erlassenen Bundesgesetzes haben die Kantone
dafür zu sorgen, daß „unbemittelten Angehörigen anderer Kantone, welche erkranken
und deren Rückkehr in den Heimatkanton ohne Nachteil für ihre und anderer
Gesundheit nicht geschehen kann, die erforderliche Pflege und ärztliche Besorgung zuteil
werden". Unter was für Voraussetzungen diese Fürsorgepflicht effektiv zu erfüllen
ist, hat zwischen den Kantonen insofern schon wiederholt zu Auseinandersetzungen
geführt, als eben gar nicht immer leicht zu entscheiden ist, wann die Rückkehr in
den Heimatkanton ohne Gesundheitsgefährdung nicht mehr stattfinden kann. Die
Gerichtspraris hat hiefür das Kriterium der Transportfähigkeit ausgestellt
und ist dabei in einem neuen Entscheid soweit gegangen, daß diese bejaht wurde,
als der Erkrankte noch in einem besonderen Krankenwagen der Bundesbahnen
dem Heimatkanton zugeführt werden konnte.

Mit einem ebenfalls in dieses Gebiet einschlagenden Sonderfall interkantonaler
Armenfürsorge hatte sich das Bundesgericht am 18. September 1936 zufolge
einer Klage des Kantons Baselstadt gegen den Kanton Solothurn zu
befassen, der folgender Tatbestand zugrunde lag: Ein im Kanton Bern
heimatberechtigter F. G., der bei einem Landwirt in der bei Dornach gelegenen solo-

thurnischen Gemeinde Hochwald als Knecht arbeitete, begab sich am 16. März 1936

von seiner Arbeitsstätte weg nach Basel in die chirurgische Poliklinik. Dort gab er

an, er habe am 25. Februar einen Unfall erlitten, und er wurde denn auch sofort
als Notfall in die Klinik des Bürgerspitals überwiesen. Die Basler Arzte erklärten
ihn als nicht mehr transportfähig, denn er habe eine Verschiebung des vierten
Halswirbels erlitten, einer Stelle, wo sich im Rückenmark zahlreiche Nervenzentren
befinden, deren Verletzung meist den sofortigen Tod bedeute.

Für die Kosten der Spitalpflege im Betrage von rund 200 Fr. stellte der Kanton
Baselstadt später dem Kanton Solothurn Rechnung und machte diese Forderung,
die von Solothurn bestritten wurde, beim Bundesgericht gerichtlich geltend mit



— 122 —

der Begründung, G. habe sich in Tat und Wahrheit schon in nicht mehr transport
fähigem Znstand von Hochwald via Dornach ^ roo sich ein Bezirksspital befinde —

nach Basel begeben. Damit falle aber die Fürsorgepflicht in erster Linie Solothurn
zu, denn es gehe nicht an, daß schwerkranke Personen sich noch im letzten Moment
von einem Kanton in einen andern begeben, nur weil sie sich in diesem besser

aufgehoben wähnen, und dann damit auch diesem Kanton im Falle der Mittellosigkeit
die Fürsorgepflicht überbinden.

Das Bundesgericht hat aber die Klage von Baselstadt auf Ersatz der
Pflegekosten des G. abgewiesen. Nach dem angerufenen Bundesgesetz vom
Jahre 1875 und der Eerichtspraris hätte Baselstadt gegenüber Solothurn
allerdings einen Ersatzanspruch, wenn die Fürsorgepflicht dem letztern Kanton primär
obgelegen hätte, und das wäre der Fall, wenn der Tatbestand, der den
Aufenthaltskanton zur Fürsorge verpflichtet, schon vorlag, als G. sich noch
im Kanton Solothurn befand. Das trifft aber nicht zu, denn zu diesem Tatbestand
gehört nicht nur, daß vom medizinischen Standpunkt aus die Transportfähigkeit
ohne Gesundheitsgefährdung schon im Kanton Solothurn hätte verneint werden
müssen, sondern daß dieser Zustand auf dem Gebiete dieses Kantons auch in einer
Art und Weise hätte in Erschei n un g treten müssen, der zu behördlichein Einschreiten
Anlast geben mußte. Die nachträgliche Feststellung genügt also nicht, daß die als

Notfall in einem Kanton verpflegte Person in Wahrheit schon krank und transportunfähig

war, als sie sich noch in einem andern Kanton befand; es must vielmehr
der Zustand der Pflegebedürftigkeit schon damals auch nach austen offenbar
geworden sein, wenn die Fürsorgepflicht diesen: Kanton primär zufallen soll. Das
war aber hier nie der Fall. Niemand von den solothurnischen Behörden, ja nicht
einmal G. selber, wußte um den gefahrvollen Zustand, in dem sich G. befand;
dieser wurde vielmehr erstmals in Basel konstatiert. Die solothurnischen Behörden
hatten daher auch gar keinen Anlaß, sich des E. anzunehmen. Für sie bestand somit
nie eine Fürsorgepflicht, sondern diese ist erst in Basel eingetreten. Dr. 1Z.(i.(Pully).

Vundesrätliche Entscheide
in Sachen interkantonaler Streitfälle über die Auslegung

des Konkordates betr. wohnörtliche Unterstützung.

DXXVIII,
Dauernde Arbeitsunfähigkeit, die die llnterstützungspflicht des Wohnkantons

ausschließt, liegt nach Art. 1,3 vor, wenn eine dauernde Ursache der
Unterstützungsbedürftigkeit von außen mitgebracht wurde. lBaselland <-. Bern i. S.
R. R. von R. (Baselland), wohnhaft in M. (Bern) vom 18. August 1836.)

Begründung:
Die Bestimmung von Art. 1, Absatz 3 des Konkordates bezweckt, den Wohnkanton

von der konkordatsgemäßen Beitragspflicht dann zu befreien, wenn der
Unterstützungsbedürftige im Zeitpunkte seiner Wohnsitznahme schon eine dauernde
Ursache von Unterstützungsbedürftigkeit von austen her mitgebracht hat. Allerdings
wird der Wohnkanton nur dann befreit, wenn eines der in Art. 1, Absatz 3,
angeführten Anzeichen hiefür vorhanden ist, nämlich dauernde Arbeitsunfähigkeit zufolge
körperlicher oder geistiger Gebrechen, oder Alter über 65 Jahre. Ist es aber zweifelhaft,

ob das Anzeichen der dauernden Arbeitsunfähigkeit zufolge Gebrechens als

vorhanden zu betrachten sei, dann ist diese Frage unter dem Gesichtspunkte zu
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